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Reich-Gutjahr: Novelle der verpassten Chancen bei der Landesbauordnung

Zur heutigen Verabschiedung des Gesetzentwurfs zur Änderung der Landesbauordnung im Landtag sagte
die Sprecherin für Wohnungsbau der FDP/DVP Fraktion, Gabriele Reich-Gutjahr:

„Es ist die Novelle der verpassten Chancen, die heute mit den Stimmen der Regierungsfraktionen im
Landtag beschlossen wurde. Für mich und die zahlreichen sachverständigen Experten in der
Gesetzesanhörung ist klar, dass die nun beschlossenen Änderungen der Landesbauordnung nicht
ausreichen werden, um den Wohnungsbedarf im Land zu stillen und das Bauen tatsächlich günstiger,
schneller und einfacher zu machen.

Die Landesregierung verpasste die Chance, die Landesbauordnung von Kostentreibern zu befreien und
schafft neue Risiken für Bauherrn, die im vereinfachten Verfahren um eine rechtssichere
Baugenehmigung gebracht werden. Man sollte den Bauherren weiterhin die Wahlmöglichkeit belassen, in
jedem Bauvorhaben den zwar längeren und teureren, aber verlässlichen Weg zu gehen, eine valide
Baugenehmigung zu erhalten. Die Behörden würden zwar diesbezüglich entlastet, bekommen aber den
schwarzen Peter zugeschoben, wenn es um die Fahrradabstellplätze geht. Dies hätte man durch eine
gänzliche Abschaffung der Erstellungspflicht vermeiden und dadurch einen Beitrag zum Bürokratieabbau
leisten können. Wegen der langen Übergangsfristen bleibt auch noch fraglich, ob die gewünschten
Beschleunigungseffekte im behördlichen Verfahren schnell Realität werden. Schließlich wurde eine
Verordnungsermächtigung zur Förderung der Elektromobilität geschaffen, obwohl noch gar nicht klar ist,
wie sich die tatsächlichen Bedarfe und vor allem die Brandrisiken bei häuslichen Ladestationen
darstellen. Eine Überprüfung dieser neuen Regeln zu gegebener Zeit würde verhindern, dass erneut
dauerhaft Verpflichtungen geschaffen werden, die sich in der Praxis als nicht erforderlich erweist.

Wir haben der Landesregierung mit einigen Änderungsanträgen die Gelegenheit gegeben, die
Versäumnisse noch heute auszuräumen. Mit der Ablehnung dieser Impulse hat Grün-Schwarz bewiesen,
dass man die Ideologie nicht für einen schneller, günstigen und einfacheren Wohnungsbau zu opfern
bereit ist.“


